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nachrichtlich: 

Geschäftsführungen der Fraktionen und Geschäftsführung der Gruppe 

in der Landschaftsversammlung Rheinland 

über Stabsstelle 00.200 

Beantwortung der Anfrage Nr. 15/25 - Anfrage zum Umgang mit sexualisierter Gewalt 

beim LVR der Fraktion - „Die FRAKTION“ 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrter Herr Baron von Kruedener, 

nachfolgend beantwortet die Verwaltung die von der Fraktion „Die FRAKTION“ gestellte Anfrage 

zum Thema Umgang mit sexualisierter Gewalt beim LVR. 

Vorab sei die folgende Vorbemerkung zur Einordnung erlaubt: 

Im September 2021 hat der LVR erstmals ein verbandsweit übergreifend geltendes Grundsatzpa-

pier „Gewaltschutz im LVR“ vorgelegt (vgl. Vorlage Nr. 15/300). Das Grundsatzpapier wurde unter 

Federführung der LVR-Stabsstelle Inklusion – Menschenrechte – Beschwerden im Organisationsbe-

reich der LVR-Direktorin erstellt. Hintergrund dafür ist, dass Gewaltschutz ein prioritäres Thema im 

Rahmen der ersten Staatenprüfung Deutschlands durch den UN-Fachausschuss für die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen war und zugleich ein wichtiges Thema des Diskriminierungsschutzes 

für alle Menschen ist. Damit ist das Grundsatzpapier zum Gewaltschutz eine wichtige Umsetzungs-

aktivität im Sinne des LVR-Diversity-Konzeptes. 
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Mit dem Grundsatzpapier „Gewaltschutz im LVR“ (Vorlage Nr. 15/300) hat sich der LVR ausdrück-

lich zu seiner Verantwortung bekannt, alle Menschen im Rahmen seiner Zuständigkeiten so effektiv 

wie möglich vor Gewalt zu schützen. Dies gilt sowohl für die Mitarbeitenden, die im LVR arbeiten, 

sowie für die Menschen, für die der LVR im Rheinland tätig ist. Die Verantwortung für den Gewalt-

schutz bezieht sich dabei auf jede Erscheinungsform von Gewalt. Sexualisierte Gewalt, die im Mit-

telpunkt der Anfrage Nr. 15/25 steht, ist eine dieser Erscheinungsformen. Viele Antworten beziehen 

sich jedoch auch auf weitere Erscheinungsformen von Gewalt. 

Frage 1: 

Gibt es lückenlos in jeder Einrichtung des LVR (sämtliche Schulen, Verwaltungsbereiche, 

Museen, Krankenhäuser, etc.) Ansprechpersonen für Betroffene von sexualisierter Ge-

walt? 

a. Nach welchen Kriterien werden diese Personen ausgewählt? 

Für von sexualisierter Gewalt betroffene Mitarbeitende stehen grundsätzlich die jeweiligen Vorge-

setzten, die örtlichen Personalräte, der arbeitsmedizinische Dienst und die Gleichstellungsbeauf-

tragte als Ansprechpersonen flächendeckend zur Verfügung.  

Betroffene LVR-Mitarbeitende können sich zudem an die AGG-Beschwerdestelle im LVR wenden. 

Diese besteht derzeit aus drei Personen aus unterschiedlichen Organisationseinheiten. Aktuell ist 

eine Neustrukturierung der AGG-Beschwerdestelle in Planung, mit der der LVR-Fachbereich Recht, 

Versicherungen und Innenrevision im Januar 2022 beauftragt wurde (Beantwortung der Anfrage 

Nr. 15/20 s. Anlage). 

Als wichtige Ansprechstelle für Kund*innen und Bürger*innen, natürlich auch mit Beschwerden 

im Zusammenhang mit sexualisierter Gewalt, ist das Zentrale Beschwerdemanagement im LVR 

(ZBM) zu nennen. Das Zentrale Beschwerdemanagement ist dem Organisationsbereich der LVR-

Direktorin direkt zugeordnet und bearbeitet Eingaben zu allen Angeboten und Leistungen des LVR 

ergebnisoffen und neutral.  

Von Gewalt betroffene Kund*innen können sich zudem grundsätzlich an alle Mitarbeitenden im LVR 

wenden. In den Einrichtungen des LVR-Verbundes Heilpädagogischer Hilfen und der LVR-Jugend-

hilfe Rheinland sind das insbesondere die persönlichen Bezugsmitarbeitenden. 

Für die Kund*innen und Patient*innen der LVR-Kliniken und LVR-Jugendhilfe stehen Betroffenen 

darüber hinaus unabhängige Ombudspersonen als Ansprechpersonen zur Verfügung. Kund*innen 

des LVR-Verbundes Heilpädagogischer Hilfen können sich mit Beschwerden auch an die örtlichen 

WTG-Behörden wenden.  

Die Prävention sowie der Umgang mit sexualisierter Gewalt ist an allen Schulen als sogenannten 

„innere Schulangelegenheit“ primär in der Verantwortung des Landes NRW und den Mitarbeitenden 

des Landes (Schulleitung, Lehrkräfte und Schulaufsicht). Eine Handreichung des Landes NRW 

„Handreichung Sexualisierte Gewalt in der Schule“ beschreibt den Umgang und die Prävention von 
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sexualisierter Gewalt in Schulen. Ansprechpersonen für Betroffene in Schulen sind demnach die Er-

wachsenen, an welche sich ein*e Schüler*in wenden (Klassenlehrer*in, Vertrauenslehrer*in, aber 

auch Schulsozialarbeiter*in), die dadurch zur „Vertrauensperson“ werden und es bleiben. Für das 

Personal des LVR in den Schulen stehen, wie oben erwähnt, die Vorgesetzten, der örtliche Perso-

nalrat, der arbeitsmedizinische Dienst und die Gleichstellungsbeauftragte als Ansprechpersonen zur 

Verfügung. 

In der Vorlage „Grundsätze des Gewaltschutzes im LVR“ hat der LVR festlegt, dass in allen Ein-

richtungen und Diensten, in denen der LVR selbst Leistungen für Kinder und Jugendliche 

oder Leistungen für erwachsene Menschen mit Behinderungen und psychischen Erkran-

kungen erbringt, das Vorliegen eines institutionellen Gewaltschutzkonzeptes nunmehr obligato-

risch ist (vgl. Gliederungsziffer 4.1.1 in Vorlage Nr. 15/300). Das heißt, LVR-Einrichtungen und 

Dienste für vulnerable Zielgruppen, die ihre Maßnahmen zum Gewaltschutz noch nicht in einem in-

stitutionellen Gewaltschutzkonzept festgelegt haben, sind aufgefordert, ein solches Gewaltschutz-

konzept zu erarbeiten – selbst wenn sie dazu aktuell nicht gesetzlich verpflichtet sind. LVR-Einrich-

tungen und Dienste, die bereits ein institutionelles Gewaltschutzkonzept haben, sind verpflichtet, 

dieses anhand des Grundsatzpapiers und der dort definierten Anforderungen den Erstellungs- und 

Umsetzungsprozess sowie an die Inhalte zu überprüfen. 

Mit Blick auf die angefragten Ansprechpersonen für sexualisierte Gewalt ist darauf hinzuweisen, 

dass jede Einrichtung im Rahmen des Gewaltschutzkonzeptes u.a. ein alters- und entwicklungsge-

rechtes Beschwerdeverfahren festlegen muss, das eine systematische Bearbeitung von Beschwer-

den (zum Thema Gewalt und anderen Themen) sicherstellt (vgl. Gliederungsziffer 5.2.4 in Vorlage 

Nr. 15/300). 

Die für das Grundsatzpapier federführend verantwortliche LVR-Stabsstelle Inklusion – Menschen-

rechte – Beschwerden wird die weitere Entwicklung institutioneller Gewaltschutzkonzepten im bzw. 

durch den LVR verfolgen und der politischen Vertretung darüber berichten. Für Winter 2022 ist ein 

erster Monitoring-Bericht geplant. 

b. Wie werden diese Personen geschult? 

In der Beantwortung der Anfrage Nr. 15/20 (s. Anlage) „Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz“ sind 

die relevanten Schulungen für Führungskräfte, Mitarbeitende und Auszubildende sowie zum ver-

traulichen Umgang mit Meldungen an die Beschwerdestelle nach dem Allgemeingleichstellungsge-

setz (AGG) dargelegt. 

In der Vorlage Nr. 14/3821 sind die wesentlichen präventiven Maßnahmen und Konzepte zum 

Thema „Sexualisierte Gewalt im Kontext von Kindern und Jugendlichen im LVR“ dokumentiert. Ein-

schlägige Präventionsfortbildungen sind dabei integraler Bestandteil der Aktivitäten gegen sexuali-

sierte Gewalt in und außerhalb von Einrichtungen der Dezernate 4, 5, 7 und 8.   

Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre Mitarbeiterinnen verfügen über eine einschlägige Ausbil-

dung und bilden sich zum Thema der sexualisierten Gewalt und zur Beratungskompetenz regelmä-

ßig bedarfsorientiert fort.  
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c. Ist eine anonyme Meldung möglich? Wie sind anonyme Meldestellen konkret  

umgesetzt? 

Der LVR hält keine anonymen Meldestellen vor. Das geplante psychosoziale Beratungstelefon für 

Mitarbeitende im LVR ermöglicht auf Wunsch eine anonyme Beratung (siehe die Beantwortung der 

Frage 3). 

Frage 2: 

Welche Konsequenzen hat eine Meldung zur sexualisierten Gewalt für die gewaltaus-

übende Person? Welche Schritte werden verfolgt? Wie sieht der Maßnahmenkatalog aus 

(Mögliche Konsequenzen reichen von – bis)? 

Gehört die (mutmaßlich) gewaltausübende Person zur Mitarbeiterschaft des LVR, erfolgt bei Be-

kanntwerden und Meldung eines Vorfalls ein arbeits- oder dienstrechtlicher Prüfungsvorgang (An-

hörungen, Beweiserhebung, ggf. Strafanzeige). Je nach Schwere des Fehlverhaltens reichen die 

Sanktionen von der arbeitsrechtlichen Ermahnung bis hin zur Kündigung bzw. disziplinarrechtlich 

von der Erteilung eines Verweises bis zur Entfernung der*des Beamt*in aus dem Dienst.  

Frage 3: 

Wie werden Betroffene sexualisierter Gewalt nach einer Meldung geschützt? 

a. Wie werden Betroffene vor einer Retraumatisierung bewahrt? 

b. Gibt es psychologische Nachbetreuung/ Seelsorge/ medizinische Hilfe? 

Grundsätzlich erhalten betroffene Mitarbeitende des LVR im Rahmen der arbeitgeberseitigen 

Fürsorgepflicht von ihren unmittelbaren Vorgesetzen Schutz und Unterstützung. Darüber hinaus 

können sie sich an den Arbeitsmedizinischen Dienst, die LVR-Sozialberatung, die Gleichstellungsbe-

auftragte und die Mitarbeitenden in der LVR-Stabsstelle Gleichstellung und Gender Mainstreaming 

sowie die AGG-Beschwerdestelle wenden. Im Rahmen der Unterstützung und Beratung werden Mit-

arbeitende bedarfsorientiert und im Sinne einer Lotsinnenfunktion auf regionale und örtliche Bera-

tungs- und Anlaufstellen für Frauen, Männern und LSBTIQ* Personen hingewiesen. Die Kontaktda-

ten dieser einschlägigen Beratungsstellen stehen zudem mittels Aushängen, Postern, Broschüren, 

Newslettern und im Intranet flächendeckend allen Mitarbeitenden im LVR zur Verfügung. Betroffene 

erhalten dadurch Gelegenheit, sich direkt an externe Beratungs- und Anlaufstellen, wie zum Bei-

spiel an das Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“ zu wenden. 

Das psychosoziale Beratungstelefon – geführt als EAP - Employee Assistance Programm – ist in Be-

arbeitung und soll in Kooperation mit dem LVR-Klinikum Essen voraussichtlich Sommer 2023 ange-

boten werden. Die Maßnahme liegt in der Federführung des Betrieblichen Gesundheitsmanage-

ments (BGM) des LVR-Dezernats 1 und beinhaltet Folgendes: 

Das LVR EAP ist ein auf Wunsch anonymer telefonischer Beratungsservice für die Mitarbeitenden 

des LVR. Ziel ist es, durch das Lösen beruflicher, privater und gesundheitlicher Probleme von Mitar-

beitenden Stabilität, Gesundheit und Leistungsfähigkeit zu fördern bzw. wiederherzustellen. Gleich-

zeitig dient der Service als Kontakt zu Expert*innen, wenn es um die Vermittlung von Psychothera-
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pie oder Klinikplätzen geht. Der Service fungiert als Clearing und Erstberatung für alle Mitarbeiten-

den des LVR. Gleichzeitig nimmt die Beratung eine Lotsenfunktion ein, um den Betroffenen ein ge-

eignetes Vorgehen innerhalb und außerhalb des LVR aufzuzeigen. Dazu gehört explizit auch der 

Hinweise auf offizielle Beschwerdewege, die Betroffenen im LVR offenstehen. Als Angebot im Sinne 

des BGM hat das LVR EAP selbst keine Beschwerdefunktion. 

Die telefonische Beratung erfolgt je nach Anliegen bzw. Bedarf durch Mitarbeitende des ärztlichen/ 

psychologischen/familientherapeutischen/ sozialtherapeutischen Dienstes der Klinik für Psychoso-

matischen Medizin Psychotherapie LVR Klinikum Essen und gibt individuelle Hilfe je Einzelfall. Da-

mit deckt das Programm alle Anliegen und Bedarfe auch bei sexualisierter Gewalterfahrungen der 

LVR-Mitarbeitenden ab. 

Im Übrigen sind alle LVR-Einrichtungen und Dienste für vulnerable Zielgruppen (s.o.) dazu 

aufgefordert, in ihren Gewaltschutzkonzepten konkrete Regelungen zu fixieren, wie im Verdachts-

fall eines Gewaltvorkommnisses vorzugehen ist (vgl. Handlungsplan, Gliederungsziffer 5.2.6 in Vor-

lage Nr. 15/300). Es sollten Aussagen zu folgenden Inhalten getroffen werden: Verbindliches Vor-

gehen bei einem Verdachtsfall (insb. Handlungsschritte, Verantwortlichkeiten, Meldewege), Sofort-

maßnahmen zum Schutz der betroffenen Personen, Einschaltung von Dritten (auch: Umgang mit 

der Öffentlichkeit und den Medien), Dokumentation, Datenschutz, Rehabilitation und Aufarbeitung. 

Im Handlungsplan ist dem Opferschutz und der Nachsorge dabei eine besondere Priorität einzuräu-

men. 

Frage 4: 

Sind Präventionsschulungen zur Sexualisierten Gewalt verpflichtend? 

a. Wenn ja: Für wen? Wie wird eine Teilnahme durchgesetzt, nachgehalten und  

gewährleistet? 

b. Wenn nein: Wie hoch war die Teilnahme an diesen Schulungen bisher? Wie oft  

finden diese statt? Wer nimmt in der Regel daran teil? (Welche Bereiche oder Po-

sitionen fallen durch Abwesenheit auf?) Wie werden die Schulungen beworben? 

c. Wie hat sich die Anzahl gemeldeter Fälle sexualisierter Gewalt seit Einführung der 

Präventionsschulungen entwickelt? 

Über die in der Vorlage Nr. 15/704 aufgeführten Angebote der LVR-Stabsstelle Gleichstellung und 

Gender Mainstreaming und die in der Beantwortung der Anfrage Nr. 15/20 (s. Anlage) dokumen-

tierten Veranstaltungen und Schulungen im Rahmen des LVR-Führungskräfte-Curriculums hinaus 

bietet der LVR keine übergeordneten, zentralen und verpflichtenden Präventionsschulungen zur se-

xualisierten Gewalt an. Wie im LVR-Gleichstellungsplan 2025 dargelegt, ist beabsichtigt, ab dem 

Jahr 2023 verpflichtende Präventionsschulungen im Rahmen des LVR-Führungskräfte-Curriculums 

durchzuführen.  

LVR-Einrichtungen und Dienste für vulnerable Zielgruppen (s.o.) sind dazu aufgefordert, in 

ihren Gewaltschutzkonzepten darzulegen, welche Maßnahmen zur Sensibilisierung, Aufklärung und 

Schulung der Nutzenden konkret zum Thema Gewaltschutz vorgesehen sind (vgl. Gliederungsziffer 



Seite 6

5.2.5 in Vorlage Nr. 15/300). Zudem sind bezogen auf die Mitarbeitenden Planungen zur Umset-

zung von Maßnahmen zur kontinuierlichen Aus-, Fort- und Weiterbildung im Gewaltschutzkonzept 

zu beschreiben (vgl. Gliederungsziffer 5.2.3 in Vorlage Nr. 15/300). 

Frage 5: 

Wurde ein Handlungsleitfaden für Betroffene und Kolleg:innen erstellt (Wie gehe ich vor, 

wenn ich oder Kolleg:innen sexualisierte Gewalt erfahren?“) bzw. ist ein solcher in Ar-

beit? Welche Expert:innen sind ggf. mit der Erarbeitung beauftragt? 

Der Informationsflyer für Betroffene und Kolleg*innen „Nein heißt Nein! auch beim Landschaftsver-

band Rheinland – Keine Akzeptanz von sexueller Belästigung am Arbeitsplatz“ weist Informationen 

zum Vorgehen und Angaben zu internen und externen Beratungs- und Unterstützungsmöglichkei-

ten sowie zur Beschwerdestelle nach dem AGG aus. Die Broschüre liegt auch in leichter Sprache 

vor. Der Titel „Nein heißt Nein!“ wird zurzeit hinsichtlich eines eindeutigeren Titels überarbeitet.  

Führungskräfte und Mitarbeitende erhalten im Rahmen der Beratung durch die Gleichstellungsbe-

auftragte und auf Anfrage den „Leitfaden für Beschäftigte, Arbeitgeber und Betriebsräte - Was tun 

bei sexueller Belästigung am Arbeitsplatz“ der Antidiskriminierungsstelle des Bundes.  

LVR-Einrichtungen und Dienste für vulnerable Zielgruppen (s.o.) können in ihren Gewalt-

schutzkonzepten festlegen, ob sie Handlungsleitfäden für Betroffene für ein hilfreiches Instrument 

der Information und Sensibilisierung halten (s. Frage 4). 

Frage 6:  

Statistik der gemeldeten Fälle: Welche und wie viele Personen haben statistisch gesehen 

Gewalt ausgeübt? Bitte geordnet nach Geschlecht, Altersgruppe. 

Eine zentrale Datenerfassung von Personen, die Gewalt ausgeübt haben und Gewalt erfahren ha-

ben erfolgt im LVR aktuell nicht. Auch werden das Geschlecht oder Alter der "Täter*innen“ statis-

tisch im LVR nicht zentral erfasst.  

Wie in der Beantwortung der Anfrage Nr. 15/20 (s. Anlage) dargelegt, wurden seit 2016 durch den 

LVR-Fachbereich Recht, Versicherungen und Innenrevision insgesamt 14 Verfahren durchgeführt, 

in denen wegen vorgeworfener sexueller Belästigung ermittelt wurde. Dabei handelte es sich aus-

schließlich um männliche Personen. Die vorgetragenen Übergriffe richteten sich gegen Kolleg*in-

nen, aber auch gegen Kund*innen des LVR. 

Der Gleichstellungsbeauftragten sind seit 2020 acht Fälle sexueller Belästigung bekannt geworden.  

Dabei handelte es sich ausschließlich um weibliche Betroffene und hinsichtlich der gewaltausüben-

den Personen um männliche Personen (Vorgesetzte und Kollegen).   

Im Zeitraum vom 2. Mai bis zum 12. Juni 2022 haben alle Mitarbeitenden der LVR-Kliniken, der 

Wohnstätten des LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen, des LVR-Institut für Forschung und Bil-

dung und der Krankenhauszentralverwaltung (KHZW) die Möglichkeit, an einer Befragung zu psy-

chischen Belastungen am Arbeitsplatz teilzunehmen. Die Befragung soll helfen herauszufinden, in 
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welchen Arbeitsbereichen psychische Belastungen auftreten, wo sie besonders hoch sind und wie 

sie aussehen. In diesem Zusammenhang werden auch Fragen gestellt zum Thema sexuelle Belästi-

gung am Arbeitsplatz. Alle Mitarbeitenden können sich äußern, wie häufig sie sexuelle Belästigun-

gen in unterschiedlicher Form erlebt haben. Die Befragung soll Erkenntnisse liefern zu Verände-

rungsbedarfen und bei der geeigneten Maßnahmenableitung helfen.  

Ggf. könnten Fragen zur Häufigkeit von Diskriminierung und Gewalt zukünftig auch in der regelmä-

ßig stattfinden allgemeinen Mitarbeitendenbefragung des LVR ergänzt werden. 

Aktuell wird eine neue Software für das Zentralen Beschwerdemanagement des LVR (ZBM) be-

schafft. Zukünftig soll auf dieser Basis das Berichtswesen des ZBM weiter qualifiziert werden, zum 

Beispiel um validere Aussagen zur Häufigkeit von Beschwerden zu (sexualisierten) Gewaltvor-

kommnissen treffen zu können. 

Frage 7: 

Wie ist die Vorgehensweise, wenn Patient:innen übergriffig werden? Wie wird Kranken-

hauspersonal (Putzkräfte, Pfleger:innen/ Ärzt:innen/ etc.) geschützt? Welche Unterstüt-

zung erhalten Sie nach einem solchen Übergriff? 

Wie beschrieben, sind gemäß der Vorlage „Grundsätze des Gewaltschutzes im LVR“ nunmehr alle 

LVR-Einrichtungen und Dienste, in denen der LVR selbst Leistungen für Kinder und Jugendliche o-

der Leistungen für erwachsene Menschen mit Behinderungen und psychischen Erkrankungen er-

bringt, nunmehr verpflichtet, ein institutionelles Gewaltschutzkonzept zu erarbeiten. Gewalt, die 

von Patient*innen ausgeht, ist dabei ein zentrales Thema (vgl. Gliederungsziffer 5.2.1 in Vorlage 

Nr. 15/300, zu berücksichtigende Tatkonstellationen in der Risikoanalyse). 

Die überwiegende Zahl der LVR-Kliniken verfügt bzw. erarbeitet derzeit ein solches Gewaltschutz-

konzept. Verschiedene Kliniken verfügen auch über spezifische Konzepte zum Umgang mit sexuel-

ler Gewalt. Hierbei wird der Begriff der sexualisierten Gewalt sehr umfassend verstanden, sodass 

auch unangemessene Bemerkungen als sexuelle Belästigung gewertet werden. Hier einige Beispiele 

von Maßnahmen, die ergriffen werden: 

a) Bei auffälligen Patient*innen erfolgt z.B. eine Prüfung, ob eine Verlegung auf eine andere Sta-

tion möglich ist (damit die von Gewalt betroffene Person vor einer weiteren Konfrontation ge-

schützt ist). In Einzelfällen werden sogar Hausverbote erteilt, soweit der Behandlungszustand dies 

zulässt. Physische Übergriffe werden im Verbandsbuch erfasst und regelmäßig (auch aus Präventi-

onsgründen) ausgewertet. 

b) Zum Schutz des Personals bestehen in allen Kliniken diverse Angebote zur Prävention, aber auch 

zur konkreten Intervention. Es besteht immer die Möglichkeit, kritische Fälle in den Regelkommuni-

kationsterminen wie Übergaben, Leitungsbesprechungen, Teambesprechungen oder Abteilungskon-

ferenzen zu besprechen. Eine wichtige Rolle nimmt daneben die fortlaufende Dokumentation in KIS 

zum Thema „Sicher und Schutz“ ein. 



Seite 8

Zur Vermeidung von konkreten Übergriffe bieten die Kliniken ihren Mitarbeitenden bspw. ein um-

fangreiches Deeskalationsmanagement an. Die dort gelernten Techniken sind zur Abwehr der sexu-

alisierten Übergriffe geeignet. In verschiedenen Kliniken werden bspw. interne Seminare angebo-

ten, in denen die Beschäftigten ganz konkret im Umgang mit verbal-aggressiven Patient*innen 

fortgebildet werden.    

c) Zur Unterstützung/ Nachbetreuung betroffener Mitarbeitenden werden Supervisionsangebote be-

reitgehalten, um derartige Übergriffe aufzuarbeiten. Daneben sind Einzelfallcoachings bzw. Notsup-

ervisionen möglich, die ad hoc terminiert werden können. Auch sind in allen LVR-Kliniken zentrale 

Ansprechstellen benannt, an die sich die betroffenen Mitarbeiter*innen vertrauensvoll wenden kön-

nen (kollegiale Ersthilfe/ Nachsorgeteam). Bei Bedarf wird Kontakt zu weiterführenden Hilfsangebo-

ten (zum Beispiel Psychotherapeut*innen) hergestellt. Die zuständigen Mitarbeitenden begleiten 

den organisatorischen Ablauf. 

Schließlich werden in allen LVR-Kliniken die Mitarbeitenden ggf. in Bezug auf die Erstattung einer 

Strafanzeige unterstützt. Je nach LVR-Klinik wird diese Unterstützung durch den Vorgesetzten und 

den Vorstand bzw. nur durch den Vorstand angeboten. Abhängig von der Schwere der Straftat er-

statten die Kliniken daneben selber Anzeigen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Die Direktorin des Landschaftsverbandes Rheinland 

In Vertretung 

L i m b a c h 

Erster Landesrat und LVR-Personaldezernent 














